
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Andres, Dora (BE, fdp/plr), Genner, Ruth (ZH, gp/verts), Egerszegi-

Obrist, Christine (fdp/plr, AG) NR/CN, Freisinnig Demokratische
Partei.Die Liberalen (FDP)

Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Brändli, Daniel
Hirter, Hans

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Brändli, Daniel; Hirter, Hans 2024. Ausgewählte
Beiträge zur Schweizer Politik: Freisinnig Demokratische Partei.Die Liberalen (FDP),
2000 - 2003. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesrat

1Sozialpolitik
1Sozialversicherungen

1Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

2Parteien, Verbände und Interessengruppen
2Parteien

2Grosse Parteien

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
IV Invalidenversicherung
EL Ergänzungsleistungen

AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
AI Assurance-invalidité
PC Prestations complémentaires

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 16. September gab Bundesrat Villiger (fdp) seinen Rücktritt nach fast fünfzehn
Jahren Amtszeit, davon die letzten neun als Vorsteher des Finanzdepartements, auf
Ende Jahr bekannt. In den Medien wurde er als nüchterner, effizienter, liberaler und
auf Ausgleich bedachter Magistrat gewürdigt. Da Villiger seine Rücktrittsabsichten
vorher angekündigt hatte, war in der Öffentlichkeit intensiv über allfällige Nachfolger
spekuliert worden, wobei als Favoriten die Berner Ständerätin Christine Beerli und der
Urner Nationalrat Franz Steinegger gehandelt wurden. Gewisse Wahlchancen wurden
auch Christine Egerszegi (AG), Felix Gutzwiller (ZH), Hans-Rudolf Merz (AR) und
Christian Wanner (SO) zugesprochen. Von ihren Kantonalsektionen nominiert wurden
schliesslich Beerli, Egerszegi, der Tessiner Fulvio Pelli, Steinegger und Merz. Die
Fraktion beschloss, ein Zweierticket mit Beerli und Merz zu präsentieren. 1

ANDERES
DATUM: 16.09.2003
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Frühjahr nahm die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des
Nationalrates die Beratung dieser Vorlage auf. Sie verlangte vom BSV eine Reihe von
Zusatzberichten zu den gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Aspekten der
Revision sowie zur Koordination mit der 1. BVG-Revision. Mehr wissen wollte sie
insbesondere über die finanzielle Entwicklung der AHV, die Situation der Frauen, die
wirtschaftliche Bedeutung der Witwen- und Witwerrente sowie die Lage der über 60-
Jährigen auf dem Arbeitsmarkt. Auskunft verlangte sie auch darüber, ob das
Leistungsprofil des BVG dem Verfassungsauftrag (Fortsetzung der gewohnten
Lebenshaltung) noch entspricht. Beim Ausbau der Finanzierung über
Mehrwertsteuerprozente folgte die SGK grundsätzlich dem Bundesrat, lehnte es aber
ab, gleichzeitig mit dieser Vorlage auch die Finanzierung der IV zu regeln. Sie bekräftigte
zudem ihren Willen, die Einnahmen aus den für die AHV bestimmten
Mehrwertsteuerprozenten vollumfänglich dieser zukommen zu lassen. Den Vorschlag,
den Beitragssatz der Selbstständigerwerbenden von 7,8 auf 8,1% zu erhöhen und den
Freibetrag für Rentner aufzuheben, hiess sie trotz Opposition aus Gewerbekreisen gut.
Andere Weichenstellungen als der Bundesrat nahm sie dagegen bei den Witwenrenten
vor, welche sie weniger stark abbauen wollte. Nach dem Modell der Kommission soll
eine Witwe einen unbefristeten Rentenanspruch haben, wenn sie über 45 Jahre alt ist,
bevor das jüngste Kind das 18. Altersjahr vollendet hat; der Bundesrat hatte die
Altersgrenze bei 50 Jahren angesetzt. Für die laufenden Renten beschloss die SGK die
volle Besitzstandsgarantie; der Bundesrat hatte lediglich eine Schonfrist von drei
Jahren vorgesehen. Damit niemand durch die Maschen fällt, sollen nach dem Vorschlag
der Kommission Witwen und Witwer in prekären finanziellen Verhältnissen Anspruch
auf Ergänzungsleistungen haben – unabhängig davon, ob sie eine Verwitwetenrente
beziehen oder nicht. Aus Rücksicht auf die anstehende Volksabstimmung über die
beiden Rentenalterinitiativen beschloss die SGK, die Frage des flexiblen Rentenalters
erst im kommenden Jahr zu behandeln.

Gegen einen Abbau bei den Witwenrenten wehrten sich nach der SP auch die
Frauenorganisationen der bürgerlichen Parteien FDP und CVP, die fanden, eine
gänzliche Abkehr vom Versorgerprinzip beim Aufbau der Altersvorsorge sei nicht reif,
solange es nicht bessere Strukturen für die Erwerbstätigkeit von Müttern (insbesondere
ausserhäusliche Kinderbetreuung) gebe. Nationalrätin Egerszegi (fdp, AG) regte an, die
Witwer- und Witwenrenten analog zu den EL nur noch finanzschwachen Personen und
nicht mehr nach dem Gieskannenprinzip auszurichten.

FDP-Parteipräsident Steinegger sprach sich für eine generelle Erhöhung des
Rentenalters auf 66 oder 67 Jahre aus anstatt einer Anhebung der Mehrwertsteuer. Er
nahm damit Überlegungen der beiden freisinnigen Bundesräte Villiger und Couchepin
auf, die bereits im Vorjahr ein Pensionsalter „65 plus“ zur Diskussion gestellt hatten. Die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2000
MARIANNE BENTELI
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welschen Freisinnigen distanzierten sich von den Aussagen Steineggers, die sie als für
ihre Wählerschaft verunsichernd bezeichneten. 2

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Delegiertenversammlung vom April bestätigte Steinegger mit einer Standing Ovation
als Parteipräsidenten. Damit trat der 1989 gewählte Urner seine vierte Amtszeit an.
Bereits im März hatte er angekündigt, dass er der Partei nicht für eine ganze Amtsdauer,
sondern bloss für ein bis zwei weitere Jahre zur Verfügung stehen werde. Als neuer
dritter Vizepräsident wurde der Tessiner Nationalrat Gabriele Gendotti gewählt. In die
Parteileitung rückten ausserdem Gerold Bührer (SH), John Dupraz (GE), Christine
Egerszegi (AG), George Theiler (LU), Christian Wanner (SO) und die Baselbieterin Fabia
Schild nach. Schliesslich bestätigten die Delegierten die bereits im vergangenen
November gefasste Ja-Parole zu den bilateralen Verträgen mit der EU fast einstimmig. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

An einer vorwiegend von Frauen besuchten Tagung in Solothurn präsentierten die
Freisinnigen eine Petition zur Einführung von familienunterstützenden
Tagesstrukturen bei der Kinderbetreuung: Tagesschulen und ganztägige
Betreuungsangebote seien zu fördern. Die Musterpetition orientiert sich inhaltlich am
sogenannten Tessiner Modell und soll in den Kantonsparlamenten eingereicht werden.
Für Vizepräsidentin Marianne Kleiner ist die Forderung nach Betreuungsangeboten
primär ein wirtschaftliches Argument: Die FDP sei weder gewillt, das wirtschaftliche
Potential von Frauen, die Kinder betreuen, brach liegen zu lassen, noch den Verzicht
vieler karrierebewusster Frauen auf eigene Kinder hinzunehmen. Die Finanzierung blieb
an der Tagung jedoch umstritten. An derselben Tagung wurde auch eine Resolution der
Aargauer Nationalrätin Christine Egerszegi verabschiedet, die vom Ständerat verlangt,
einer Fristenlösung nicht länger im Weg zu stehen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mitte September reichte Bundesrat Kaspar Villiger sein Rücktrittsschreiben ein – dass
er nicht mehr für eine weitere Legislatur kandidieren würde, war seit einem Jahr
bekannt. Als Favoriten für seine Nachfolge galten die Berner Ständerätin Christine
Beerli, der Urner Nationalrat Franz Steinegger und die Aargauer Nationalrätin Christine
Egerszegi. Aussenseiterchancen eingeräumt wurden Ständerat Hans-Rudolf Merz (AR). 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2003
MAGDALENA BERNATH

1) Nominationen: Bund, 1.10.03 (Beerli); AZ, 21.10.03 (Egerszegi); CdT, 24.10.03 (Pelli); Presse vom 25.10.03 (Steinegger); TA,
29.10.03 (Merz); Presse vom 27.11.03 (Fraktion).; Presse vom 17.9.03; AB NR, 2003, S. 2143 ff.
2) Bund, 6.5.00; Presse vom 8.9., 27.10., 9.11. und 11.11.00. Bund, 6.5.00; AZ, 18.8.00; NZZ, 11.4.00, www.bsv.admin.ch; Presse
vom 20.5.00 und Presse vom 18.7.00; SGT, 19.7.00; LT, 20.7.00
3) Presse vom 28.3., 8.4. und 10.4.00.  ; Presse vom 28.3.00. 
4) Presse vom 26.6.00. 
5) Presse vom 17.-18.9.03.
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